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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Fragen werden wie folgt beantwortet:
 
Frage 1
 
Im Gesetzentwurf ist eine Leistungsminderung der Kosten der Unterkunft nicht vorgesehen. Es erfolgt
ausschließlich eine Direktüberweisung an den Vermieter. So sollen die Mietzahlungen trotz
Leistungsminderung des Regelsatzes sichergestellt werden. 
.
Frage 2

Da die Kosten der Unterkunft direkt an die Vermieter gezahlt werden, sind keine negativen
Auswirkungen zu erwarten. Fälle, in denen Mietzahlungen zum Ausgleich des geminderten Regelsatzes
genutzt wurden, entfallen. Somit entstehen in diesen Fällen keine Mietschulden. 
 
Frage 3

Die Angemessenheitsgrenzen werden sich auch weiterhin an den Mietwerten innerhalb des
Stadtgebietes orientieren. Es wird keine neue Angemessenheitsgrenze eingezogen. Die Regelung
zwingt aber Vermieter*innen, sich an der ortsüblichen Miete pro m² zu orientieren. Dies wird
Auswirkungen auf den Wohnraum haben, der bei der Vermietung an den Angemessenheitsgrenzen und
nicht am Mietspiegel ausgerichtet wird. Überteuerte Preise werden somit vermieden. 
 
Es ist davon auszugehen, dass die Mieten sich auf die oberste Angemessenheitsgrenze einpendeln
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werden, da Vermieter*innen keinen Vorteil durch eine Kündigung hätten. Auch ein Neubezug würde
sich an den Angemessenheitsgrenzen orientieren. Einen Leerstand werden die Vermieter*innen
vermeiden. 
 
Frage 4

Das Bundessozialgericht (BSG) hat die Kriterien, welche bei der Ermittlung der
Angemessenheitsgrenzen zu beachten sind, festgelegt. Das Konzept der empirica ag erfüllt diese
Kriterien und hat einer Prüfung des BSG im Rahmen eines Klageverfahrens (nicht Dortmund)
standgehalten. Die vorliegende Änderung der gesetzlichen Grundlage der Leistungsgewährung ändert
daran nichts. Das Konzept für das Jahr 2026 wurde auch bereits am 11.12.2025 in Auftrag gegeben. 
 
Mit freundlichen Grüßen
 
 
 
Frauke Füsers
Stadträtin
 
 




